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Liebe Leserinnen und Leser!
In dieser Ausgabe der ITA-News erfüllen wir die
traurige Pflicht, einen Nachruf auf unsere Kol-
legin Dr. Susanna Jonas veröffentlichen zu
müssen. Susi Jonas wurde Ende Juni Opfer ei-
ner Familientragödie. Wir trauern und vermis-
sen sie.
Sicherheit ist ein schillernder Begriff – zumal
in unsicheren Zeiten. Angesichts elementarer
Bedrohungen natürlicher wie auch gesellschaft-
licher Art gibt es national und international
Bestrebungen zu erforschen, welchen Beitrag
Wissenschaft und Technik zu einer erhöhten ge-
sellschaftlichen Sicherheit leisten können. Si-
cherheitsforschung wird im siebenten Rahmen-
programm der EU eine wesentliche Rolle spie-
len und auch in Österreich ist ein entsprechen-
des Programm in Vorbereitung. Die Österreichi-
sche Akademie der Wissenschaften (ÖAW) hat
gemeinsam mit der ARC systems research GmbH
im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr,
Innovation und Technologie (BMVIT) im Rah-
men des Projektes „Sicherheitsforschung – Be-
griffsfassung und Vorgangsweise für Öster-
reich“ ein grundlegendes Konzept für ein ös-
terreichisches Sicherheitsforschungsprogramm
erarbeitet. Das ITA war an der Erstellung die-
ser Studie beteiligt und hat darüber hinaus in
einem eigenen Konzept zu Sicherheitsforschung
dargelegt, wo dabei die Anknüpfungspunkte
für die Technikfolgenabschätzung liegen.
Diese umfassenden Vorarbeiten gemeinsam
mit den Ergebnissen aus dem Forschungspro-
gramm Privacy und der engen internationa-
len Vernetzung mit Partnern aus dem Bereich
der parlamentarischen Technikfolgenabschät-
zung und des Datenschutzes machten es mög-
lich, ein Projekt im Rahmen der vorbereiten-
den Aktion zur Sicherheitsforschung (Prepara-
tory Action on Security Research – PASR) der
EU einzureichen. Der Antrag zielt darauf ab,
Richtlinien zu entwickeln, um Sicherheitstech-
nologien in Einklang mit Grundrechten – ins-
besondere mit dem Recht auf Privatsphäre –
zu gestalten. Der Projektvorschlag wurde über-
aus positiv bewertet. Nach Abschluss der der-
zeit laufenden Vertragsverhandlungen mit der
Kommission hoffen wir, dieses wichtige Pro-
jekt Anfang 2006 beginnen zu können. Ziel des
Projekts ist es, Kriterien und Richtlinien für die
Privatheit schützende Maßnahmen so zu defi-
nieren, dass sie Teil zukünftiger Ausschreibun-
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Susi Jonas wurde am 23. Juni
2005 brutal ermordet.
Wir Instituts-KollegInnen trauern 
um sie.
Die letzten Tage ihres Lebens verbrach-
te ich mit Susi Jonas auf dem alljährlichen
HTA-Kongress, der diesmal in Rom statt-
fand. Ihr Vortrag über Hepatitis C in Ös-
terreich wurde im Kontext anderer Län-
derstudien zu Größenordung und Be-
handlungspraxis der Infektionserkran-
kung äußerst interessiert aufgenommen.
Susi war leiser, distanzierter und zurück-
haltender als sonst. Und sie reiste nach der
Kongress-Plenarveranstaltung am Mitt-
wochnachmittag gleich ab. Das war aber
nicht ungewöhnlich, da sie ja zwei kleine-
re Kinder und einen großen Sohn in Wien
zu versorgen hatte. Es erscheint nur jetzt
in einem anderen Licht.
Susi Jonas war seit 2000 meine Kollegin
im Arbeitsbereich Health Technology As-
sessment. Über die letzten fünf Jahre ar-
beitete sie vor allem im Bereich Gendiag-
nostik, Früherkennung und Infektionser-
krankungen. Wissenschaftliche Bekannt-
heit erreichte sie durch Projekte und ent-
sprechende Publikationen wie Vorträge zur
Diagnostik von erblichem Mammakar-
zinom, Kolonkarzinom-Früherkennungs-
untersuchungen im Rahmen der österrei-
chischen Vorsorgeuntersuchungen sowie
zu pegylierten Interferonen in der Behand-
lung der Hepatitis C. Zuletzt arbeitete sie
– mit großem Engagement – an einem
Kooperationsprojekt mit AKH-Laborme-
dizinern zu Polymorphismen-Tests.
Vor ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit im
ITA, einem sozialwissenschaftlichen Insti-
tut, war Susi Klinikerin an der Rudolfstif-
tung. Sie versuchte auch nach dem Berufs-
wechsel nicht den Anschluss an die kli-
nische Praxis und ihre medizinische Aus-
bildung zu verlieren: Sie besuchte zahl-
reiche ärztliche Weiterbildungsveranstal-
tungen und arbeitete auch weiterhin als
Notärztin.
Susi und ich waren ein Team, das HTA-
Team am ITA: Wir waren nicht immer ei-
ner Meinung, aber wir ergänzten uns gut.
Susi bemühte sich immer um Ausgleich,
war vorsichtiger in Schlussfolgerungen,
übernahm oft die Rolle der Moderation
zwischen klinischen und gesundheitsöko-
nomischen Vorstellungen in dem doch
auch konfliktreichen Arbeitsgebiet HTA.
Wir standen gemeinsam vor einer gro-
ßen Herausforderung. Mit dem Beschluss
der Ludwig-Boltzmann Gesellschaft, ein
HTA-Institut zu gründen, sollte sich für uns
beide viel ändern. Personelles Wachstum
und neue KollegInnen, unter denen allein
wir zwei seit geraumer Zeit zu den „etab-
lierten“ HTA-Wissenschafterinnen gehör-
ten. Neue Organisationstrukturen, ande-
re institutionelle Anbindungen und nicht
zuletzt eine wesentliche Veränderung in
unserer beruflichen Beziehung, von der
Kollegin zur Mitarbeiterin, stand bevor.
Wir haben oft gemeinsam darüber re-
flektiert, was die äußeren Veränderungen
für uns beide bedeuten werden.
Die erste Fassungslosigkeit ist nun einem
Akzeptieren von Unbegreiflichem gewichen.
(Claudia Wild)
Dr. Susanna Jonas




Nicht zuletzt als Folge vorangegangener
öffentlicher Debatten gelten seit 2001
in der EU umfassendere und zum Teil
strengere Regeln für die Zulassung von
gentechnisch veränderten Produkten der
Landwirtschaft. Die entsprechende Richt-
linie 2001/18 nimmt explizit auf das Vor-
sorgeprinzip Bezug, das in der EU auch
weithin als Standard im Umgang mit un-
sicheren Risiken anerkannt ist. Obwohl
aber die Europäische Kommission in ei-
ner eigenen Mitteilung ihre Auffassung
veröffentlicht hat, wie das Vorsorgeprin-
zip zu interpretieren und umzusetzen
sei, bleibt dieses Prinzip dennoch mehr-
deutig und umstritten. 
Im Rahmen eines von der Europäischen Kom-
mission (DG Research) geförderten Forschungs-
projekts1, an dem sich das ITA beteiligte und
dessen offizieller Endbericht nun vorliegt2, wur-
de die praktische Bedeutung des Vorsorgeprin-
zips im Hinblick auf gentechnisch veränderte
Nutzpflanzen und deren Verwendung als Nah-
rungsmittel in sieben Mitgliedsländern sowie
auf EU-Ebene untersucht. Im Mittelpunkt stand
die Frage, mit welchen Versionen des Vorsor-
geprinzips die derzeit in Europa gängigen dies-
bezüglichen Praktiken übereinstimmen. In In-
terviews mit Entscheidungsträgern, beratenden
Experten und Interessengruppen sowie mittels
Dokumentenanalyse wurden verschiedene In-
halte identifiziert, die mit Vorsorge assoziiert
werden. Diese Inhalte wurden zu unterschied-
lichen Versionen von „Vorsorge“ kondensiert,
die mit den tatsächlich auftretenden Praktiken
verglichen wurden.
Die Analyse zeigt, dass verschiedene Interpre-
tationen des Vorsorgeprinzips vor allem dann
auftreten, wenn es darum geht, bestehende un-
terschiedliche Positionen gegenüber gentech-
nisch veränderten Produkten zu untermauern.
Die Meinungsverschiedenheiten, die ständig
unter den einzelnen Mitgliedsländern einerseits
und zwischen einzelnen Ländern, der Kom-
mission und ihren beratenden Experten ande-
rerseits entstehen, können mit solchen unter-
schiedlichen Sichtweisen von Vorsorge in Bezie-
hung gebracht werden. So gehen Behauptun-
gen über die Sicherheit eines Produkts oft mit
einer engeren Interpretation einher; die Gegen-
behauptungen derjenigen, die Einwände er-
heben, lassen hingegen eine weitere Interpre-
tation erkennen. Derartige Meinungsverschie-
denheiten sind aber nicht völlig unfruchtbar;
immerhin entstehen daraus unterschiedliche
praktische Bedeutungen von Vorsorge in Bezug
auf gentechnisch veränderte Produkte. 
Politische Akteure erklären nun die anhalten-
den Dispute oft damit, dass der Standpunkt der
jeweiligen Gegenseite auf „politischen“ Moti-
ven beruhe statt auf Wissenschaft. So schreiben
Befürworter politische Motive denen zu, die ih-
rer Meinung nach den Rat wissenschaftlicher
Experten nicht beachten, während Gegner ihrer-
seits den beratenden Experten derartige Moti-
ve unterstellen. Die Studie versucht, eine alter-
native Sichtweise des Problems anzubieten.
Demnach sind
• unterschiedliche Sichtweisen von Vorsorge
bereits an der „Rahmung“ der jeweiligen Un-
sicherheiten beteiligt,
• Vorsorge und politische Inhalte nicht nur im
Risikomanagement, sondern auch in der Ri-
sikobewertung maßgeblich,
• Definitionen von „Umweltschäden“ sowie die
sich daraus ergebende Entscheidungen, ob
das Vorsorgeprinzip anzuwenden ist oder
nicht, politische Fragen, die mit den jewei-
ligen Definitionen von nachhaltiger landwirt-
schaftlicher Entwicklung in Beziehung ste-
hen.
(Helge Torgersen)
Das Vorsorgeprinzip und gentechnisch 
veränderte Nutzpflanzen in der EU
1 Precautionary Expertise for Genetically-modified Crops
(PEG) (Quality of Life, socio-economic aspects, QLG7-
2001-0034), 2002-2004.
2 Der vollständige Abschlussbericht ist zugänglich unter
HTTP://technology.open.ac.uk/cts/peg/index.htm. 
Die jüngste Ausgabe der Zeitschrift Science and Public
Policy (vol. 32, No. 4, August 2005) widmet sich den
Ergebnissen des Projekts.
Umweltinnovationen erhalten zuneh-
mend mehr Gewicht in Förderungspro-
grammen. Doch welche umweltrelevan-
ten Themen sollen zuerst behandelt wer-
den? Wie sieht die Situation auf dem
Technologiemarkt aus? Welche innova-
tiven Technologien sind bereits vorhan-
den? Welche „emerging technologies“
sind auf Begleitmaßnahmen angewie-
sen, um einsatzbereit zu werden? Welche
Maßnahmen haben Priorität? Das EU-
FP6 Projekt „Policy pathways to promote
the development and adoption cleaner
technologies“ (POPA-CTDA) beschäftigt
sich mit diesen Fragen. Das ITA unter-
sucht im Rahmen des Projektes POPA-
CTDA die Fallstudie „Bioraffinerie kom-
biniert mit Biogas“.
Im Laufe der Implementierung des ETAP (EU
Umwelttechnologien-Aktionsplan) werden tech-
nische Innovationen mit Umweltschutzpotenti-
al in Förderungsprogrammen der EU und ein-
zelnen Mitgliedstaaten integriert. In den „Stra-
tegischen Kohäsionsleitlinien der Gemeinschaft“
für 2007-2013 wird z. B. der Geltungsbereich
des Kohäsionsfonds um die Bereiche Energie-
effizienz, erneuerbare Energien, intermodaler
Verkehr, städtischer Verkehr und öffentlicher
Nahverkehr erweitert. Außerdem werden die
Interventionsschwerpunkte des EFRE (Europäi-
scher Fonds für Regionale Entwicklung) im Rah-
men des Ziels „Konvergenz“ u. a. in den Be-
reichen: Innovation und wissensbasierte Wirt-
schaft sowie Umwelt und Risikoverhütung lie-
gen. Im Rahmen des Projektes POPA-CTDA,
sollen Maßnahmen zur Unterstützung der Um-
weltinnovationen konkretisiert werden.
In der ersten Phase des Projektes wurden der
Bedarf nach Boden- und Wasserschutz in trocke-
nen südlichen Ländern sowie die Notwendig-
keit der Kulturlandschaftspflege im Bereich Re-
gionalentwicklung festgestellt. Treibhausgase
CO2, CH4, Stickstoffoxide NOx und Feinstaub
aus dem Transport-, Industrie und Energiesektor
sind weitere Umweltprobleme, die Erneuerun-
gen und Verbesserungen notwendig machen.
Im Rahmen von acht Fallstudien werden seit
acht Monaten Entwicklungssituation und Inno-
vationsbereitschaft für einige innovative Techno-
logien, die Umweltthemen im Landwirtschafts-,
Industrie-, Energie- und Transportsektor behan-
deln, untersucht. Ziel ist es einerseits, für die un-
tersuchten Fälle die wichtigsten Hemmnisse und
fördernden Faktoren zu identifizieren und not-
wendige Maßnahmenpakete zu diskutieren,
andererseits sollen durch den Vergleich der
Ergebnisse Schlüsse über Innovationsverhal-
ten bezüglich der Umwelttechnologien in Eu-
ropa gezogen werden. Das ITA untersucht im
Rahmen des Projektes POPA-CTDA die Fall-
studie „Bioraffinerie kombiniert mit Biogas“.
Akteure aus der Landwirtschaft, Forschung, Ad-
ministration, Klein- und Mittelunternehmen,
Großindustrie und Beraterfirmen sowie Betrei-
ber von Biogasanlagen wurden in den letzten
Monaten im Rahmen von strukturierten Inter-
views und mit Hilfe eines umfangreichen Fra-
gebogens über entscheidende Faktoren für die
Innovationsbereitschaft zur Entwicklung und
Implementierung der „Bioraffinerie kombiniert
mit Biogas“ befragt. 
Die ersten Ergebnisse der Befragung zeigen,
dass die Anzahl der relevanten Akteure in den
EU-Ländern noch relativ klein ist. Außerdem
wurde im Rahmen der Befragung klar, dass un-
ter dem Begriff „Bioraffinerie“ sehr unterschied-
liche Systeme verstanden werden, was zu mas-
siven Missverständnissen führt. Oft wird z. B.
unter „Bioraffinerie“ ein Konzept zur Energiege-
winnung und Produktion von Treibstoffen und
Biogas verstanden, obwohl die stoffliche Nut-
zung nachwachsender Rohstoffe hier eine Schlüs-
selrolle spielt. Die Kombination der Bioraffi-
nerie mit energetischer Nutzung der Biomasse
ist zwar aus wirtschaftlichen Gründen derzeit
notwenig, sie ist jedoch keine allgemeingültige
Notwendigkeit für die Arbeit der Bioraffinerie. 
Bezüglich des Innovationsverhaltens zeigt ein
Modell, dass der Aufbau von Forschungsnetz-
werken aus Sicht der Befragten in den nächs-
ten 5 bis 10 Jahren eine bedeutende Rolle spie-
len wird. Nach diesem Ergebnis soll auf die
Bildung solcher Netzwerke für die industrielle
Nutzung nachwachsender Rohstoffe besonders
geachtet werden. Es wird derzeit an einer Kon-
kretisierung dieses Resultats gearbeitet, um an-
hand der vorhandenen Detailinformationen aus
der mündlichen und schriftlichen Befragung die




Das ITA führt im Rahmen der Implemen-
tierung des Environmental Technology
Action Plans (ETAP) einige Projekte durch.
Eines davon ist das IPTS-Projekt „Perfor-
mance Targets for Production Processes“,
das Leistungsziele für Produktionspro-
zesse zum Inhalt hat. 
Die Definition von Umwelt-Leistungszielen (Per-
formance Targets) ist eine der Hauptaktivitä-
ten des neuen Projektes im Rahmen des ETAP.
Weitere Aktivitäten sind zum Beispiel die Schaf-
fung von Technologie-Plattformen und Finan-
zierungsinstrumenten sowie die Gestaltung des
Beschaffungswesens.
Definierte Leistungsziele bilden eine wichtige
Grundlage für ein Innovationssystem, das die
Verbesserung von Umweltwirkungen von Pro-
dukten und Produktionsprozessen zum Ziel hat.
Die Aufgabe von „Performance Targets“ für Pro-
duktionsprozesse ist es, ein klares Signal für
Technologieentwickler und -nutzer zu setzen.
Der Fokus ist dabei die Schaffung eines Mark-
tes für innovative Prozesse mit verbesserter Um-
weltwirkung gegenüber bestehenden Techno-
logien. Das Setzen, Implementieren und das
Monitoring der Leistungsziele ist deshalb eng
mit der Innovationspolitik für Umwelttechno-
logien verknüpft.
Das Projekt leistet einen Beitrag zum Konzept
der Entwicklung und Implementierung von Leis-
tungszielen. Dieser wird anhand ausgewählter
Industriesektoren für verschiedene Typen von
Produktionsprozessen erarbeitet. Wichtige The-
men sind dabei die Identifizierung von Leis-
tungszielen, die Verknüpfungen von Leistungs-
zielen mit bestehenden gesetzlichen Regulie-
rungen sowie die Entwicklung von Instrumen-
ten für Implementierung und Monitoring.
Das Konsortium des Projekts besteht aus Um-
weltbundesamt Wien (Österreich), TNO/STB
(Niederlande), GMV/IVL (Schweden); ITA ist
Konsortialführer.
(Susanne Schidler)
Eine genaue Analyse der Ergebnisse, Szena-
rienbildung, Stakeholderworkshops zur Diskus-
sion der Maßnahmenpakete und der Verglei-
che der Ergebnisse mit dem Output aus an-





Neues ITA Projekt: 
Leistungsziele für Produktionsprozesse
Das ITA erarbeitet für den Rat für For-
schung und Technologieentwicklung (RFTE)
und drei Ministerien (BMVIT, BMBWK
und BMWA) ein Konzept zur partizipa-
tiven Gestaltung der österreichischen
Technologiepolitik. Das Projekt begann
am 1. September und wird im Juni 2006
abgeschlossen sein.
Im Juni 2003 wurde im Auftrag des RFTE eine
am dänischen Modell der Konsensuskonferen-
zen orientierte so genannte BürgerInnenkon-
ferenz durchgeführt. Das Thema war: „Gene-
tische Daten – woher, wohin, wozu?“ (siehe ITA-
News Sept. 2003, S. 8). Die Evaluierung dieser
BürgerInnenkonferenz durch das ITA (siehe ITA-
News Sept. 2004, S. 2-3) hat einige Defizite bei
der Umsetzung aufgezeigt.1
Der RFTE (gemeinsam mit seinen ministeriel-
len Partnern) möchte aus den Erfahrungen ler-
nen und 2006 neuerlich BürgerInnen bei der
Gestaltung der österreichischen Technologie-
politik beteiligen, um öffentliches Bewusstsein
(Awareness) für Forschungs- und Technologie-
politik zu schaffen. Das ITA hat den Auftrag
erhalten, dafür ein Konzept zu erarbeiten.
Wie die ITA-Evaluierung zeigte, wäre es zwar
prinzipiell möglich, durch partizipative Verfah-
ren Awareness zu schaffen, der Erfolg hängt je-
doch von einigen wesentlichen Voraussetzun-
gen ab, die 2003 nur eingeschränkt erfüllt wur-
den. Da partizipative Verfahren, welcher Art auch
immer, konkret immer nur einen kleinen Perso-
nenkreis direkt betreffen, ist die Schaffung brei-
ter Awareness abhängig von der medialen Prä-
senz und Vermittlung. Diese kann wiederum nur
erreicht werden, wenn das Ereignis (nach Auf-
fassung der Medien) interessant ist. Da bei ei-
ner neuerlichen Auflage einer BürgerInnenkon-
ferenz der Neuigkeitswert der Methode nicht
mehr vorhanden wäre, hängt er im Wesentli-
chen davon ab, ob das gewählte Thema inte-
ressant ist. Interessant in diesem Sinne ist ein
Thema, wenn es nicht „abgeschlossen“, d. h.
der Ausgang des Diskurses offen ist, ein kon-
kreter Bezug zu einer noch nicht abgeschlos-
senen politischen Entscheidung besteht und
dies auch glaubhaft gemacht werden kann.
Daraus folgt, dass das Umfeld (Setting), in dem
derartige partizipative Verfahren durchgeführt
werden, maßgeblich für Erfolg und Misserfolg
ist. Konkret bedeutet das, dass bei der Vorbe-
reitung und Durchführung – von der Themen-
wahl, über die Auswahl der Laien und gela-
denen ExpertInnen bis zur medialen Vermark-
tung – äußerste Sorgfalt geboten ist. Sowohl
das breite internationale Erfahrungswissen als
auch die konkret in Österreich 2003 und 1997
gemachten Erfahrungen müssen daher für die
österreichische Technologiepolitik aufbereitet
werden. 
In dem nun vom ITA begonnenen Projekt gehen
wir davon aus, dass entsprechend vorbereitete
partizipative Verfahren auch einen Beitrag zur
öffentlichen Awareness von Forschungs- und
Technologiefragen leisten können. Unserer
Auffassung nach sollte jedoch das Instrumen-
tarium seiner ursprünglichen Bestimmung ge-
mäß eingesetzt werden und öffentliche Auf-
merksamkeit sich erst in zweiter Linie entwi-
ckeln. Wie die internationale Praxis zeigt (z. B.
EUROpTA)2, liegt das primäre Ziel nicht in der
Hebung des Bewusstseinsstandes zu bestimm-
ten Themen, sondern vielmehr in der legitima-
tionserhöhenden Bereitstellung von Input für
(forschungs-)politische Entscheidungsfindung.
Aufgrund seiner mittlerweile zentralen Stellung
in der Forschungspolitik scheint uns der RFTE
(gemeinsam mit den beteiligten Ministerien) der
ideale Adressat für diese Art von Input zu.
Das Projekt hat daher zum Ziel, aus dem Ka-
non partizipativer Verfahren und möglicher The-
men jene auszuwählen, die für die österreichi-
sche Technologiepolitik am besten geeignet
scheinen, diese bei Bedarf entsprechend zu
adaptieren und die Durchführung eines kon-
kreten Pilotprojekts im Detail vorzubereiten.









Eine ITA-Studie empfiehlt, das e-Govern-
ment-Portal DaFNE des österreichischen
Landwirtschafts- und Umweltministeri-
ums zu einem Internetportal für die so
genannte raumbezogene Forschung wei-
terzuentwickeln.
Das Lebensministerium (BMLFUW) wickelt seit
Herbst 2004 die Forschungsverwaltung – von
der Beantragung von Fördermitteln bis zur Be-
richtslegung – nur mehr online über das ei-
gens entwickelte DaFNE-System ab. In naher
Zukunft werden auch die Berichte und Veröf-
fentlichungen, die im Rahmen von Forschungs-
aufträgen des BMLFUW entstehen, über die
DaFNE-Oberfläche zur Verfügung gestellt wer-
den. Das ITA wurde beauftragt darüber nach-
zudenken, ob und in welcher Weise diese in ers-
ter Linie auf die Vereinfachung und Verbesse-
rung der Verwaltungsabläufe ausgerichtete e-
Government-Anwendung zu einer echten For-
schungsplattform ausgebaut werden könnte.
Wie könnte die gegenseitige Vernetzung in per-
soneller und inhaltlicher Hinsicht der beteilig-
ten Personen, insbesondere der Forschenden
untereinander befördert werden? 
Die österreichische Forschungslandschaft im
Bereich der Forschung, deren Ergebnisse sich
auf bestimmte geographische Räume bezieht
(raumbezogene Forschung), stellt sich hetero-
gen dar. Viele Disziplinen sind hier beteiligt, von
der Agrar- und Forstwissenschaft, Wasserwirt-
schaft und Raumplanung bis zur Umweltwis-
senschaft und Ökologie. Diese „Community“
ist bislang wenig vernetzt und verfügt über kei-
ne gemeinsame Webplattform. Das ITA unter-
suchte Optionen für ein multifunktionales „In-
ternetportal für die raumbezogene Forschung
in Österreich“.
Der Bericht empfiehlt, auf Basis einer Darstel-
lung technisch-organisatorischer Optionen,
verschiedene Module eines solchen Portals, wie
ein elektronisches Publikationsarchiv, eine kom-
mentierte Linksammlung, einen Online-News-
letter usw. Über diese „klassischen“ Elemente
hinaus wird ausführlich die noch weitergehen-
de Vision eines Informationssystems mit einem
geographischen Interface (GIS) ausgelotet. Es
wird empfohlen, dieses in Erweiterung des res-
sortinternen eGIS-Systems schrittweise zu im-
plementieren. Die aus Forschungsprojekten
stammenden raumbezogenen (quantitativen
und qualitativen) Daten sollen von den Pro-
jektauftragnehmerInnen am Ende ihres Projekts
spezifisch aufbereitet und in das Informations-
system eingespeist werden. Damit wird es mög-
lich sein, auf einfache Weise zu bestimmen,
welche Daten für welche Orte in Österreich be-
reits erhoben und analysiert worden sind und
daher für nachfolgende Projekte zur Verfügung
stehen bzw. wo noch Forschungslücken beste-
hen. 
Da selbst eine perfekte technische Infrastruk-
tur nicht sicherstellen könnte, dass das Portal
auch seinen Zweck, nämlich die kommunika-
tive und inhaltliche Vernetzung der Forschungs-
community, nachhaltig erfüllt, besteht ein we-
sentlicher Teil des vorgeschlagenen Konzepts
aus Maßnahmen zur organisatorischen Umset-
zung, die auf nationalen und internationalen
Erfahrungen mit ähnlichen Projekten beruhen.
Die Vorschläge reichen von der organisierten
Sicherung der Datenqualität über begleitende
Maßnahmen zum Communitybuilding bis zur
Beachtung verschiedener internationaler Stan-
dards.








Ein neues Buch beleuchtet das schwieri-
ge Verhältnis zwischen Wissenschaft und
Politik. 17 Beiträge präsentieren wich-




schießen wie Pilze aus dem Boden. Ob im Be-
reich der Biotechnologie oder wenn es um Ar-
beitsmarktregulierungen, Militärreformen, oder
Umwelttechnologien geht, stets werden Kom-
missionen einberufen. In Deutschland beraten
mehr als tausend Expertengremien Öffentlich-
keit und Politik, berichtete die „Zeit“ im Jahr 2002
unter Berufung auf eine Schätzung von Ort-
win Renn und schlussfolgerte drastisch: „Deutsch-
land ist längst zur Räterepublik mutiert.“ 
Jenseits flotter Rhetorik bleibt unbestritten, dass
wissenschaftliche Expertise nach wie vor die
wichtigste Ressource für die Politik ist, wenn es
um riskante und kontroverse Entscheidungen
geht – aller modernen Wissenschafts- und Ex-
pertenskepsis zum Trotz. Allerdings lassen wider-
sprüchliche Expertenmeinungen und der oft un-
klare Stellenwert von Expertise in der Entschei-
dungsfindung wissenschaftliche Politikberatung
selbst zum Politikum werden. Für die Sozial-
wissenschaften wird Politikberatung als Kris-
tallisationspunkt eines sich wandelnden Ver-
hältnisses von Wissenschaft, Öffentlichkeit und
Politik interessant.
Diese Wandlungsprozesse haben auch die Tech-
nikfolgen-Abschätzung/TA verändert. Zunächst
war TA ja als Informationsinstrument für die Po-
litik konzipiert, das praktischen Erkenntnis- und
Handlungsinteressen dienen sollte. TA sollte
demnach das Prognosewissen liefern, auf des-
sen Grundlage die Politik die entsprechenden
Weichen stellen konnte. Dieser Arbeitsteilung
lag ein ungebrochenes Vertrauen in die Pro-
blemlösungskompetenz der Wissenschaft zu-
grunde. Dies hat sich mittlerweile geändert,
und in der Folge auch die Konzepte, die „Phi-
losophie“ von TA, wie sich insbesondere in der
methodischen Entwicklung partizpativer An-
sätze zur Technikbewertung gezeigt hat. Durch
die Aufwertung von Beteiligungsverfahren ver-
suchte man, die Wissens- und Wertebasis der TA
zu verbreitern, Legitimations- und Akzeptanz-
defizite von politischen Entscheidungen zu be-
heben und die Unzulänglichkeiten einer auf Ex-
perten zentrierten Vorgangsweise zu beseitigen.
Diese Entwicklung wird gerade bei der Regulie-
rung von Wissen und Technikanwendung inter-
essant, weil hier die Wissenschaft gegenüber der
Politik über ihre eigene Agenda sprechen und
urteilen muss. Derzeit entzünden sich Regulie-
rungskonflikte insbesondere in den Bereichen
der Stammzellforschung, des Klonens und der
gentechnisch veränderten Nahrungsmittel. Em-
pirische Untersuchungen sind offensichtlich dort
besonders fruchtbar, wo es um öffentliche Kon-
troversen (insbesondere über Gesundheitsrisi-
ken) geht und gleichzeitig Wissen mithilfe wis-
senschaftlicher Expertise reguliert werden soll.
Dieser Tatsache tragen auch die in diesem Band
versammelten Analysen Rechnung – Biomedizin,
BSE und grüne Gentechnik sind die zentralen
Forschungsfelder.
Politikberatung wird dabei von den AutorIn-
nen dieses Bandes als Ausdruck einer jeweils
historisch spezifischen Beziehung zwischen Wis-
senschaft, Öffentlichkeit und Politik verstanden.
Damit grenzen sich die Beiträge von einer Pers-
pektive ab, die vorrangig auf eine Professiona-
lisierung der Politikberatungspraxis zielt. Es geht
also nicht vorrangig um einen systematischen
Überblick über Politikberatungsinstitutionen
und -Akteure oder Beratungsprozesse in den
verschiedenen Politikfeldern. Im Zentrum ste-
hen vielmehr das Spannungsverhältnis und die
sich wandelnden Kommunikationsbeziehungen
von Wissenschaft, Öffentlichkeit und Politik. The-
matisch geraten dabei zentrale Fragen der Wis-
senschafts- und Technikgestaltung ins Blickfeld.
Alexander Bogner/Helge Torgersen (Hg.) 2005,
Wozu Experten? Ambivalenzen der Bezie-
hung von Wissenschaft und Politik, Wiesba-
den: VS-Verlag, 
Mit Beiträgen von Stefan Böschen, Alexander
Bogner, Robert Fischer, Robert Gmeiner, Ha-
rald Heinrichs, Sheila Jasanoff, Simon Joss,
Les Levidow, Erik Millstone, Helga Nowotny,
Michael Pregernig, Thomas Saretzki, Barba-







Das Demokratiezentrum Wien veran-
staltet – neben anderen in Kooperation
mit dem ITA – vom 21. bis 22. Oktober
2005 in Wien eine hochrangig besetzte
internationale Tagung, auf der die Zu-
kunft des Zugangs zum digitalen Erbe
diskutiert werden wird.
Ausgehend von der Open-Access-Bewegung in
den USA hat in den letzten Jahren auch in Eu-
ropa eine intensive wissenschaftliche und po-
litische Debatte über den freien Zugang zu digi-
talem Wissen eingesetzt. Darunter wird jenes
Wissen verstanden, das in elektronischer Form
vorliegt, also etwa digitale Textdokumente, Mu-
sikdateien, digitale Fotos und Videos usw. Das
Prinzip des offenen Zugangs wird als Gegen-
pol zur zunehmenden Ökonomisierung und zu
den strengen Copyrightbestimmungen gesehen.
Grundtenor dieser Bewegung ist es, dass zwar
die kommerzielle Verwertung des digitalen Wis-
sens prinzipiell möglich bleiben soll, dass es
aber auch Grenzen der Kommerzialisierung ge-
ben muss, um sicherzustellen, dass auf dem Wis-
sen der Menschheit zum Wohle aller aufge-
baut werden kann. Im Rahmen der Konferenz
soll diese für die Zukunft der Wissensgesell-
schaft wichtige Debatte weitergeführt werden.
Aus verschiedenen Blickwinkeln werden daher
einerseits die in diesem Zusammenhang entwi-
ckelten Modelle und Strategien (z. B. Creative
Commons, Wikipedia, Berliner Erklärung zum
Offenen Zugang) und andererseits grundlegen-
de Probleme (Urheberrechtsbestimmungen)
erörtert. Ziel der Konferenz ist es, den öffentli-
chen und wissenschaftlichen Open-Access-Dis-
kurs mit konkreten Vorschlägen und Strategien
zu deren Realisierung zu bereichern und da-
mit eine Verbreiterung der internationalen De-
batte und Schärfung des öffentlichen Bewusst-
seins in der Frage des freien Zugangs zu di-
gitalem Wissen zu erreichen. Dies soll dazu bei-
tragen, die wachsenden Zugangsbeschränkun-
gen und die digitale Spaltung zu überwinden,
die heute bereits zwischen Nord und Süd beste-
hen und auch zwischen den USA und Europa
zu entstehen drohen, wenn nicht rechtzeitig
auf die aktuelle Entwicklung reagiert wird.
Die Tagung unter dem Titel „Open Access to Di-
gital Archives and the Open Knowledge So-
ciety“ wird am 21. und 22. Oktober im neuen
Hauptgebäude der Wiener Städtischen Büche-
reien am Gürtel stattfinden. Weitere Koopera-
tionspartner des Demokratiezentrums sind ne-
ben den Büchereien und dem ITA auch die Wirt-
schaftsuniversität Wien. Unter den internationa-
len ReferentInnen finden sich beispielsweise Mi-
chael Eisen vom Lawrence Berkeley National
Lab der University of California in Berkeley und
der Public Library of Science, John Wilbanks,
der Executive Director von Creative Commons,
István Rèv vom Open Society Institute, Buda-
pest, sowie David Ferriero, der Direktor der An-
drew W. Mellon Foundation der Research Libra-
ries der New York Public Library.
Die Konferenz findet im Rahmen des Projekts
„Creative Access: Digital Archives Between Open
Knowledge Society and Commodification in
Vienna“ statt, in dem das ITA mit dem Demo-
kratiezentrum Wien und dem Institut für Bürger-
liches Recht, Handels- und Wertpapierrecht (Ab-
teilung für Informationsrecht und Immaterial-
güterrecht) der Wirtschaftsuniversität Wien zu-
sammenarbeitet. Das Projekt wird vom Wiener
Wissenschafts- und Technologiefonds (WWTF)
finanziell unterstützt.
Das ITA ist in diesem Rahmen konkret bei der
Planung, Erstellung und Befüllung einer neu
entwickelten juristischen Wissensdatenbank be-
teiligt, der Knowledge Base Copyright Law
(KB:LAW|©). Diese Datenbank wird es sowohl
juristischen ExpertInnen als auch Nicht-JuristIn-
nen ermöglichen, rasch und gut dokumentiert
fundierte Antworten auf typische urheberrecht-
liche Fragen zu erhalten, die sich im Zusammen-
hang mit dem Internet stellen. Insbesondere je-
ne Probleme, die sich bei der Einrichtung di-
gitaler Archive (z. B. Bild- oder Musikdatenban-
ken) aus Sicht des geistigen Eigentumsrechts
stellen, stehen im Zentrum. Das Besondere der
Datenbank wird es sein, dass sie mehrspra-
chig ist und die Rechtslage nicht nur für Ös-
terreich, sondern auch für andere Rechtsord-





Offenen Zugang zu digitalen Archiven
Mit dem fortgeschrittenen Ausbau von 
E-Government treten Nutzen und Aus-
wirkungen in den Vordergrund des Inte-
resses. Internationale Studien belegen
eine Reihe positiver Wirkungen, u. a. ei-
ne Verbesserung der Dienstleistungs-
qualität. Eher ungewiss scheinen finan-
zielle Nettoeinsparungen für die öffent-
liche Hand.
Die Analyse der Wirkungen von E-Government
steht international noch weitgehend am An-
fang. Mit zunehmender Reife des Angebots
steigt allerdings das Interesse an messbaren Ef-
fekten ebenso wie der Legitimationsdruck zur
Rechtfertigung der Investitionen. Dies spiegelt
sich in wachsenden Initiativen zur Evaluierung
und Messung vor allem des wirtschaftlichen
Nutzens. Bisher vorliegende Studien beschrän-
ken sich jedoch meist auf einzelne E-Govern-
ment-Dienste, partielle Wirkungsanalysen und
exemplarische Dokumentation positiver Effek-
te. Manche davon sind mangels Daten bloß ge-
schätzt anstatt empirisch untermauert. 
Australien zählt zu den Vorreitern, insbeson-
dere bei der Erhebung des wirtschaftlichen Nut-
zens von E-Government. Dort ließ das Natio-
nal Office for the Information Economy be-
reits im Jahre 2002 eine ausführlichere Nutzen-
abschätzung vornehmen, die überwiegend auf
Umfragen und Interviews unter BürgerInnen,
Unternehmen und der öffentlichen Verwaltung
basiert.1 Die Studie unterschied zwischen Nut-
zen für die Verwaltung, finanziellem Nutzen für
die KlientInnen, Nutzen für die Gesellschaft und
Beiträgen zu allgemeineren Regierungszielen.
Demnach profitieren die Verwaltungen vor allem
durch billigere Kommunikationskanäle mit ih-
ren KlientInnen und verbesserte Ressourcenef-
fizienz. Für 24 von 38 untersuchten E-Govern-
ment-Programmen werden finanzielle Vorteile
erwartet, vor allem durch geringere Servicekos-
ten sowie verbesserte Prozessabläufe und Behör-
denkooperation, zum Teil auch durch höhere
Einnahmen aus gebührenpflichtigen Diensten.
Von den NutzerInnen bestätigten rund 80 %
eine höhere Dienstleistungsqualität, 45 % auch
reduzierte Kosten. Weiters schlagen Dienstleis-
tungsverbesserungen für Informationsbeschaf-
fung und Behördenverkehr durch Faktoren wie
Zeitersparnis, bessere Zugänglichkeit, mehr
Komfort, größere Flexibilität und damit mehr
Autonomie sowie bessere Entscheidungsgrund-
lagen und berufliche Entwicklungschancen als
gesellschaftlicher Nutzen zu Buche. Die Verwal-
tungen sehen durch E-Government auch brei-
tere staatliche Zielsetzungen wie größere Of-
fenheit im Sinne von einfacherem Verkehr mit
Behörden und mehr Transparenz gefördert.
Ähnlich vielfältige positive Effekte illustrieren ei-
ne US-amerikanische Studie2 anhand heraus-
ragender Beispiele von E Government-Program-
men in unterschiedlichen Ländern sowie die
ähnlich ausgerichtete Untersuchung Does E-
Government pay off? in Europa, die auf Fall-
studien in acht EU-Mitgliedsstaaten basiert.3
Die australische Studie versuchte auch, die In-
vestitionserträge von E-Government für die Ver-
waltung in rein monetären Größen abzuschät-
zen. Als Resultat ergab sich bei ca. fünfjähri-
ger Betrachtungsperiode für 38 untersuchte




stufe: Österreich, Deutschland, USA, EU). Das
Projekt läuft noch bis August 2006. Wir wer-
den das KB:LAW|©-Konzept und den Zwischen-
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Relation von 61 %. Bei Ausklammerung von
Programmen ohne finanzielle Ertragserwartung
blieb der finanzielle Nutzen zwar noch immer
unter dem finanziellen Gesamtaufwand, ver-
besserte sich aber auf 92,5 %. Moniert wird
vom australischen Rechnungshof die generell
ungenügende Datenlage zur Wirtschaftlichkeit
von E-Government und zu Effizienzvergleichen
zwischen alternativen Dienstleistungsformen.
Aufgrund der zugrunde liegenden Designs kön-
nen diese Resultate daher nur erste grobe An-
haltspunkte abgeben. Sie dämpfen vorerst über-
triebene Hoffnungen, aus E-Government rasche
finanzielle Nettoerträge für die öffentliche Hand
zu lukrieren. Gefordert sind sowohl Bemühun-
gen um eine verbesserte Datengrundlage in der
Verwaltung als auch umfassendere und metho-
disch ausgereifte Untersuchungsrahmen zur
Messung der Effekte von E-Government. Einen
ambitionierten Ansatz dazu verfolgt u. a. das
laufende, von der Europäischen Kommission in









Anlässlich der jüngst aufgeflammten De-
batte, ob wir uns Spitzenmedizin noch
leisten können, scheint es angemessen
den Fortschritt kritisch zu hinterfragen.
Da die Disziplin HTA/Health Technology
Assessment über die Bewertung von Fak-
ten und nicht mit Sensationsmeldungen
über spektakuläre Therapieerfolge zu
Schlussfolgerungen kommt, wurden e-
bendiese Fakten für den jüngsten HTA-
Newsletter (Nr. 40, September 2005) an-
hand von vier neuen onkologischen Me-
dikamenten zusammengetragen. Hier
im ITA Newsletter sollen nur die Hinter-
gründe und Daten zu den heiß diskutier-
ten Targeted (= zielgerichteten) Thera-
pien erwähnt werden.
Fakten:
1. Monoklonale Antikörper sind sog. „Targeted
drugs“, d. h. sie zielen darauf ab, Tumorzel-
len selektiv zu hemmen. Aber trotz ihres ziel-
gerichteten Angriffs werden sie nur in Kom-
bination mit Chemotherapie angewendet.
Sie sind also additive Therapeutika, nicht
substituierende. 
2. Zusätzlich wurden sie in Zulassungsstudien
nicht immer in Kombination mit dem golden
Standard der herkömmlichen Chemothera-
pieregime, sondern mit ebenfalls neuen, we-
sentlich agressiveren Regimen angewandt. 
3. Erfahrungen über einen längeren Beobach-
tungszeitraum liegen bisher nur beschränkt
vor. Bei metastasierten Karzinomen werden
Lebensverlängerungen von 2-5 Monaten
mit den bisher in diesen Indikationen zu-
gelassen Therapeutika Erbitux®, Avastin®
bei Kolonkarzinomen und Herceptin® bei
Mammakarzinom erzielt. In der öffentlichen
Debatte bleibt auch ausgespart, dass die
Zielgerichtete Therapie nur für einen kleinen
Teil der Tumorpatienten in Frage kommt.
4. Trotz der limitierten Erfahrungen wird der
„off-label use“ (ohne Zulassung und entspre-
chende Studien) bei weiteren häufigen Kar-
zinomen (Avastin®: Lungenkrebs, HNO-Tu-
mor, Brustkrebs; Erbitux®: Kopf-Hals, Pan-
kreas, Lunge, Ösophagus) lanciert. Hercep-
tin® wird derzeit intensiv für die adjuvante
Therapie promotiert. 
5. Auf die zum Teil gravierenden Nebenwir-
kungen wird kaum hingewiesen: Wundhei-
lungsstörungen und Blutungen (Avastin®),
Kardiotoxizität, (Herceptin®) oder Immun-
suppression und damit gesteigerte Infektan-
fälligkeit (Mabthera®). Bei der Abwägung
von Kosten und Nutzen geht es daher keines-
wegs nur um ein ökonomisches Problem. 
Medizinischer Fortschritt 
am Prüfstand: Allein die Fakten zählen
Im Zuge der Debatte um die Rechtsver-
bindlichkeit von Patientenverfügungen,
die durch den Tod der US-amerikani-
schen Patientin Terri Schiavo ausgelöst
wurde, hat der Wiener Beirat für Bio-
und Medizinethik im Juni 2005 eine Stel-
lungnahme publiziert: Diese nimmt be-
wusst eine liberale Position ein, in dem
die Patienten-Selbstbestimmung betont
wird und setzt damit einen Kontrapunkt
zu konservativen Ansätzen, die die Mög-
lichkeit einer ärztlichen Letztentschei-
dung und/oder moralischer Bedenken
Verwandter einräumen. Das ITA ist im
Wiener Bioethik Beirat vertreten und war
daher an der Formulierung der Stellung-
nahme beteiligt, die durch den Medizin-
rechtsexperten Christian Kopetzky wie
folgt auch juristisch präzise ausformuliert
wurde:
„Der Wiener Beirat für Bio- und Medizinethik be-
fürwortet die gesetzliche Verankerung von Pa-
tientenverfügungen und eine verbindliche Klä-
rung ihrer rechtlichen Wirkungen. Die Patienten-
verfügung dient als Vorausverfügung für die Si-
tuation, dass der Patient aufgrund seiner Gesund-
heitssituation nicht mehr in der Lage ist, wirk-
same Behandlungsentscheidungen zu treffen. 
Der Wiener Beirat unterstreicht die Autonomie
des Einzelnen und dessen Eigendefinition der
Lebensqualität, die die Grenzen seiner Behand-
lung bestimmt. Der Wiener Beirat für Bio- und
Medizinethik bejaht die rechtliche Verbindlich-
keit von Patientenverfügungen als Ausdruck des
Selbstbestimmungsrechts von Patienten, wenn
• sichergestellt ist, dass die in der Patientenver-
fügung festgelegte Behandlungsentscheidung
vom ernsthaften, hinreichend bestimmten und
authentischen Willen des zum Zeitpunkt der
Abfassung entscheidungsfähigen Patienten
getragen ist,
• der Patientenwille auch dann Anerkennung
findet, wenn er bei (noch) intakter Gesundheit
festgelegt wurde,
• der Patientenwille nicht auf die Durchführung
rechtswidriger medizinischer Maßnahmen
abzielt,
• die Patientenverfügung auch den Abbruch
lebenserhaltender Maßnahmen, wie z. B.
Nahrungsabbruch oder Beendigung der Be-
atmung zum Gegenstand haben kann.
Hintergrund:
Immer kleinere Studien von wenigen (firmenas-
soziierte) Autoren führen zu immer rascherer Zu-
lassung. Es ist belegt, dass firmenfinanzierte (al-
le Zulassungsstudien) zu positiveren Ergebnis-
sen kommen als unabhängig finanzierte klini-
sche Studien. Zusätzlich ist hervorzuheben, dass
in kontrollierten Studien nur ausgewählte Pa-
tienten unter Idealbedingungen in Bezug auf
Therapie- und Diagnostikbedingungen behan-
delt werden. Diese Patienten sind nicht mit den
„normalen“ Patienten vergleichbar. Breites Zu-
lassungsmarketing und die Forcierung des off-
label Verbrauchs auf Basis von Phase II-Studien
oder die prämature Bekanntmachung von vor-
läufigen Phase III-Ergebnissen aus noch nicht
abgeschlossenen Studien fördern zunächst die
Nachfrage bei den Patienten und machen dann
Druck auf Leistungserbringer und -zahler. Kur-
ze follow-up des Outcomes und keine Spät-
folgenbeobachtung machen eine Beurteilung
des Nutzen-Schaden Verhältnisses schwierig.
Langzeitbeobachtung ist aber mehr denn je not-
wendig! 
Angesichts der Kosten und der Unsicherheit, ist
ein Surveillance System notwendig: Die Präpa-
rate sollten nur honoriert werden, wenn die Pa-
tienten in ein Register aufgenommen werden
und die Ergebnisse, die Neben- und Wechselwir-
kungen mit den Studienergebnissen verglichen
werden können.
In der Septemberausgabe können jene, die sich
in das Thema vertiefen wollen, Details und wei-
tergehende Informationen zu den Präparaten











Der Wiener Beirat für Bio- und Medizinethik
spricht sich dagegen aus, dass die Verbindlich-
keit von Patientenverfügungen 
• auf die Sterbephase oder auf nicht mehr be-
handelbare Krankheitszustände beschränkt
wird,
• auf Verfügungen in Bezug auf im Zeitpunkt
der Abfassung bereits vorliegende oder ab-
sehbare Krankheitszustände beschränkt wird,
• durch moralische Vorbehalte und Bedenken
der Behandelnden außer Kraft gesetzt wer-
den kann,
da damit der originär intendierte Sinn von Pa-
tientenverfügungen, den authentischen Willen
von Patienten zu respektieren, nicht gewährleis-
tet wäre. 
Der Widerruf der Patientenverfügung ist jeder-
zeit, auch formfrei, zulässig.“ 
(Claudia Wild)
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